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Stand der elektronischen Akte

▪ Ab 1. Januar 2026 ist die elektronische Akte gemäß § 298a Abs. 1 Satz 1 ZPO verpflichtend

▪ Derzeitiger Stand der elektronischen Akte in Insolvenzverfahren

▪ e²A-Verbund: Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen, Hessen, Sachsen-Anhalt, Bremen 

▪ elektronisches Integrationsportal (eIP): Bayern, Berlin, Brandenburg, Hamburg, Mecklenburg-
Vorpommern, Rheinland-Pfalz

▪ Vis-Justiz: Baden-Württemberg, Schleswig-Holstein, Thüringen

o Pilotierung (Insolvenzsachen) in 5 Gerichten in NRW, einem Gericht in Niedersachen, bald auch in 
Bremen

o Pilotierung (Insolvenzsachen) in einem Gericht in Bayern

o Pilotierung (Insolvenzsachen) in einem Gericht in Baden-Württemberg



Stand der elektronischen Akte

▪ Gefa

▪ Es sollen nur die Fachverfahren vereinheitlicht werden, nicht jedoch die eAkten-System und 
Textsysteme

▪ Gemeinsames Fachverfahren (Gefa) für alle 16 Bundesländer

▪ Einführung in Insolvenzsachen: frühestens 2029



Stand der elektronischen Akte

▪ Darstellung von e²A (Pensum)



Stand der elektronischen Akte

▪ Darstellung von e²A (Aktenbaum)



Stand der elektronischen Akte

▪ Darstellung von VIS-Justiz (Aufgabenübersicht)



Stand der elektronischen Akte

▪ Darstellung von VIS-Justiz (Aktenbaum)



Technische Probleme 
der elektronischen Akte



Technische Probleme der eAkte

▪ Bisher: Pro Verbund war ein Fachverfahren und ggfs. ein Textsystem zu pflegen

▪ Zukünftig bei der eAkte

▪ In den Ländern bestehen unterschiedliche Programme für das Aktensystem, das Fachverfahren, 
die Texterstellung und das Postmanagement 

▪ Beispiel Niedersachsen:

o Bisher: o Zukünftig:

EuWin
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Technische Probleme der eAkte

▪ Es entsteht ein erheblicher Koordinationsaufwand der einzelnen Programme untereinander

▪ Den Justizverwaltungen fehlt es an qualifizierten Personal, um die erforderlichen Aktualisierungen zu 
koordinieren

▪ Beispiel Niedersachsen:

o Bisher: Restrukturierungsgerichtssoftware

o Zukünftig Aktensystem

❖ 1. November 2020: erstes Fachkonzept 
dem Dienstleister für das Programm für 
die Restrukturierungsgerichte vorgestellt

❖ Ende November bis Mitte Dezember: 
Testung der neu entwickelten Software 

❖ 1. Oktober 2020: Anforderungen mit 
Dienstleister für das 
Restrukturierungsgericht allgemein umrissen

❖ 1. Januar 2021: Einsatz der neuen 
Software im Restrukturierungsgericht

❖ Anfang 2023: Auslieferung der neuen 
Version durch den e²-Verbund und 
Testung durch das Land

❖ Frühjahr 2023: Einsatz der neuen 
Version in der Produktivumgebung

❖ 24. Juni 2022: Neue Anforderung wird für 
das eAkten-System gestellt

o Zukünftig: Aktensystem



Rechtliche Probleme der 
elektronischen Akte



Nutzungspflicht der 
elektronischen Akte



Nutzungspflicht der elektronische Akte

▪ Können die Richter verlangen, Akten weiterhin in Papierform zu erhalten?



Nutzungspflicht der elektronische Akte

▪ Nutzungspflicht könnte in die richterliche Unabhängigkeit eingreifen

▪ Aber: BGH, Urt. v. 21. Oktober 2010 – RiZ (R) 5/09, MDR 2011, 140

▪ Verweigerung der Justizverwaltung, im Handelsregister einen Ausdruck der elektronischen 
Posteingänge zu ermöglichen, greift nicht in  die richterliche Unabhängigkeit ein

▪ Richter haben keinen Anspruch gegen die Justizverwaltung auf Schaffung und Bereitstellung 
der sachlichen, institutionellen und personellen Ausstattung, die sie zur Ausschöpfung ihrer 
richterlichen Unabhängigkeit für erforderlich und wünschenswert halten 

▪ Erfordert die Bearbeitung der gemäß den Anforderungen des Gesetzgebers in elektronischer 
Form vorliegenden Eingaben zum Handelsregister die Anwesenheit des Richters an seinem 
computergestützten Arbeitsplatz, liegt darin keine Beeinträchtigung der richterlichen 
Unabhängigkeit durch die Dienstaufsicht.



Akteneinsichtsportal



Akteneinsichtsportal

▪ Struktur des Akteneinsichtsportals

▪ Akteneinsichtsportal wird von der Justiz Baden-Württemberg betrieben



Akteneinsichtsportal

▪ Struktur des Akteneinsichtsportals

▪ Akteneinsichtsportal wird von der Justiz Baden-Württemberg betrieben

▪ Länder liefern eigenständig Akten in der Akteneinsichtsportal durch Übersendung von Dateien 
und Strukturdatensätzen

▪ Obersten Bundesgerichte bauen gerade eigene Infrastruktur auf, damit die Anlieferung an das 
Akteneinsichtsportal erfolgen kann

o Fertigstellung wohl frühestens Ende 2023

o Bis dahin kann Akteneinsicht wohl nur über Gerichtsrechner und ggfs. USB-Sticks (NRW-
Lösung) gewährt werden



Akteneinsichtsportal

▪ Probleme bei der Nutzung des Akteneinsichtsportals

▪ Zugangsmöglichkeit

o Zugang muss dem jeweiligen Akteneinsichtsbegehrenden immer individuell eingerichtet 
werden

❖ Zugang wird an die SAFE-ID gekoppelt, so dass ein Zugang nur möglich ist, wenn 
digitaler Postversand möglich ist (BeA, bePBO, EPO) 

❖ Unklar ist, wie natürlichen Personen der Zugang eingerichtet werden soll

o Akten müssen für jedes Akteneinsichtsgesuch eigenständig hochgeladen werden

❖ Es ist nicht möglich, für sämtliche Gläubiger einen gemeinsamen Zugang einzurichten

❖ Ggfs. erhebliches Transfervolumen, wenn Vielzahl von Gläubigern Akteneinsicht begehren



Akteneinsichtsportal

▪ Probleme bei der Nutzung des Akteneinsichtsportals

▪ Zugangsmöglichkeit

o Überlastung der Gerichte droht

❖ Es muss in jedem Einzelfall eine individuelle Entscheidung getroffen werden, ob und 
wie Akteneinsicht gewährt wird

❖ Sämtliche Gläubiger müssen individuell angeschrieben werden, um Entscheidung und 
Zugangsdaten zu übermitteln



Akteneinsichtsportal

▪ Probleme bei der Nutzung des Akteneinsichtsportals

▪ Gewährung der Akteneinsicht

o Gericht muss entscheiden, welche Teile der Akteneinsicht unterliegen und übersandt werden

❖ Problem: Gehört die Insolvenztabelle einschließlich der Forderungsanmeldungen auch 
zur Akte und muss immer zur Verfügung gestellt werden?

❖ Nicht der Akteneinsicht unterliegende Dokumente

➢ eAkten-System bieten die Möglichkeit, einzelne Dokumente von der Akteneinsicht 
auszunehmen

➢ Ggfs. sollten für sensible Daten (z.B. Zugangsdaten GIS, Protokolle des 
Gläubigerausschusses) eigene Bände/Ordner erstellt werden, damit klar wird, in welche 
Teile der Akte keine Einsicht gewährt wird



Signieren von 
Dokumenten



Signaturerfordernis

▪ Bisherige Praxis

▪ Sämtliche Beschlüsse und Verfügungen werden unterschrieben

▪ Umstritten, ob auch das Tabellenblatt unterzeichnet werden muss

▪ Von den Verfügungen werden Schreiben als Abschriften mit Beglaubigungsvermerk erstellt

▪ Rechtlicher Rahmen der eAkte

▪ § 130b S. 1 ZPO: Soweit dieses Gesetz dem Richter, dem Rechtspfleger, dem Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle oder dem Gerichtsvollzieher die handschriftliche Unterzeichnung 
vorschreibt, genügt dieser Form die Aufzeichnung als elektronisches Dokument, wenn die 
verantwortenden Personen am Ende des Dokuments ihren Namen hinzufügen und das 
Dokument mit einer qualifizierten elektronischen Signatur versehen. 



Signaturerfordernis

▪ Wann ist eine Signatur erforderlich?

▪ Urteile

o Müssen gemäß § 315 Abs. 1 Satz 1 ZPO unterschrieben und damit auch signiert werden

▪ Beschlüsse

o § 329 Abs. 1 Satz 2 ZPO verweist eigentlich nicht auf § 315 ZPO

o BGH, Beschl. v. 10.5.1994 – X ZB 7/93, NJW-RR 1994: Beschlüsse sind auch zu unterzeichnen

o Beschlüsse müssen auch signiert werden



Signaturerfordernis

▪ Wann ist eine Signatur erforderlich?

▪ Verfügungen

o Differenzierung zwischen „internen“ und „externen“ Verfügungen

o BGH, Urt. v. 6.4.2017 – III ZR 368/16, NJW 2017, 2273: Beschlüsse müssen unterschrieben 
werden, wenn sie mittels einer Abschrift oder Ausfertigung zugestellt werden

o § 329 Abs. 1 Satz 2 ZPO verweist eigentlich nicht auf § 315 ZPO

❖ „Interne“ Verfügungen führt nicht dazu, dass ein Textprodukt herausgeschickt wird 
und bedarf grds. keiner Signatur (z.B. Wiedervorlage)

❖ „Externe“ Verfügungen lösen Fristen oder Obliegenheiten aus und bedürfen einer 
Signatur (z.B. Fristsetzung zur Stellungnahme, Ladungen)

o Wird verfügt, dass ein gerichtliches elektronisches Dokument gemäß § 130b ZPO zu versenden 
ist, bedarf die Verfügung keiner Signatur 



Signaturerfordernis

▪ Möglichkeiten der eAkte

▪ Schreiben wird vollständig vom Sachbearbeiter erstellt und selbst signiert

▪ Schreiben wird als Text im Rahmen einer Verfügung initialisiert, die Geschäftsstelle erstellt 
dann das Schreiben und schickt es als beglaubigte Abschrift mit ihrer Signatur ab

o Unproblematisch, da vom Gesetzgeber unterstellter Weg

o Widerspricht eigentlich gesetzlicher Intention, da dem Empfänger nicht möglich zu prüfen ist, 
ob die Signatur des Sachbearbeiters zutreffend gesetzt wurde

o Gesetzgeber hat mit § 169 Abs. 4 S. 1 ZPO die Möglichkeit geschaffen, beglaubigte Abschriften 
zu versenden; allerdings stellt das Schreiben keine Abschrift im eigentlich Sinne dar, da es erst 
erstellt wird

o Geschäftsstellenmitarbeiter sind wohl nicht verpflichtet, die Signatur vor der Erstellung der 
beglaubigten Abschrift zu prüfen



Signaturerfordernis

▪ Möglichkeiten der eAkte

▪ Sachbearbeiter erstellt einen Textkörper, der mit einem Anschreiben versendet wird

o Die Verfügung gliedert sich aus einem Verfügungsteil und einem Textteil

o Der Textteil wird vom Sachbearbeiter signiert

o Geschäftsstellenmitarbeiter erstellt ein Anschreiben, in dem auf den Textteil als Mitteilung des 
Gerichts verwiesen wird und signierter Textteil wird als Anlage beigefügt

o Vorteil: Empfänger kann die Signatur prüfen und der Textteil kann als gerichtliches 
elektronisches Dokument gemäß § 130b ZPO weitergeleitet werden



Elektronische 
Insolvenztabelle



Elektronische Insolvenztabelle

▪ Einreichung der Daten

▪ Daten zu den Gläubigern

o Daten werden bei TAB- oder ITA-Datei eingereicht (funktioniert derzeit ohne weiteres bei 
EuWin und Judica, nicht hingegen bei ForumStar) 

o Verwendung von xJustiz-Datensätzen funktioniert bisher nicht, da die Struktur bei großen 
Verfahren keinen performanten Import ermöglicht (Pilotierung seit Jahren in Sachsen)

▪ Forderungsanmeldungen

o Import ist nur dann möglich, wenn durch den Insolvenzverwalter den Unterlagen eine ID 
zugeordnet wird, damit die Dokumente gezielt in die eAkte verschoben werden können 
(derzeit nur in NRW möglich)

o Problem: Digitalisierung der Anmeldeunterlagen

❖ Unproblematisch bei elektronische Anmeldung

❖ Bei Papieranmeldungen ist unklar, ob der Insolvenzverwalter verpflichtet ist, diese 
rechtsersetzend zu scannen



Elektronische Insolvenztabelle

▪ Was ist die Insolvenztabelle?

▪ Möglichkeiten

o Nur die Daten sind die Insolvenztabelle und es bedarf keiner Visualisierung im System (frühere 
Ansicht in NRW)

o Gesamtheit der in der elektronischen Akte abgelegten pdf-Dokumente bilden die elektronische 
Insolvenztabelle

▪ Unterschriftserfordernis

o Da ein Titel erstellt wird, ist das pdf-Dokument zu signieren

o In der elektronischen Akte können mehrere Dokumente mit einer Stapelsignatur versehen 
werden (derzeit maximal 100 Dokumente gleichzeitig signierbar)



Elektronische Insolvenztabelle

▪ Screenshots der Tabelle aus EuWin (Tabellenblatt)



Elektronische Insolvenztabelle

▪ Screenshots der Tabelle aus EuWin (Struktur der Tabelle)
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